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19. Wahlperiode

Bericht des staatlichen Petitionsausschusses Nr. 25 vom 12. Januar 2018

Der staatliche Petitionsausschuss hat am 12. Januar 2018 die nachstehend aufgefihrten elf
Eingaben abschlieBend beraten. Der Ausschuss bittet, die Biirgerschaft (Landtag) mége
iber die Petitionen wie empfohlen beschlieBen und die Vorlage dringlich behandeln.

Insa Peters-Rehwinkel
(Vorsitzende)

Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben fiir erledigt zu erkldaren, weil die
Biirgerschaft (Landtag) keine Moglichkeit sieht, den Eingaben zu entspre-
chen:

Eingabe-Nr.: L 19/46
Gegenstand: Aussetzung der Zwangsvollstreckung

Begriindung: Der Petent vertritt einen von mehreren Geschaftsfithrern einer
privatrechtlich organisierten Gesellschaft, iiber deren Vermo-
gen das Insolvenzverfahren eroffnet wurde. Das Finanzamt
zog den Geschaftsfiihrer mit einem Haftungsbescheid zur
Zahlung nicht bezahlter Lohnsteuer heran. Der Petent ist der
Auffassung, der Geschdiftsfiihrer solle fiir jahrelange Ver-
saumnisse und Straftaten der Spitzen der Finanzverwaltung
zur Rechenschaft gezogen und in die Insolvenz getrieben wer-
den. Er bittet den staatlichen Petitionsausschuss, das Ver-
schulden der Finanzsenatorin und der Vorsteher des
Finanzamtes zu untersuchen und VollstreckungsmaBnahmen
gegen den Geschaftsfuhrer bis zum Abschluss dieser Untersu-
chungen auszusetzen.

Der staatliche Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten Stellungnahmen der Senatorin fir Finanzen einge-
holt. Unter Bertcksichtigung dessen stellt sich das Ergebnis
der parlamentarischen Uberpriifung zusammengefasst wie
folgt dar:

Der staatliche Petitionsausschuss kann dem Anliegen des Pe-
tenten nicht entsprechen. Gegen den Haftungsbescheid hat
der Geschaftsfithrer den Rechtsweg beschritten. Seine Klage
wurde abgewiesen. Der Bundesfinanzhof hat die Revision
nicht zugelassen. Auch hat er den Antrag auf Aussetzung der
Vollziehung des Haftungsbescheides abgelehnt.

In Deutschland ist die Rechtsprechung ausschlieBlich den Ge-
richten anvertraut. Sie treffen ihre Entscheidungen unabhan-
gig und sind nur dem Gesetz unterworfen. Deshalb kénnen
gerichtliche Entscheidungen nur in den dafur gesetzlich vor-
gesehenen Rechtsmittelverfahren von den zustandigen Ober-
gerichten aufgehoben oder abgeandert werden. Der staatliche
Petitionsausschuss darf auf die Entscheidung der Gerichte kei-
nen Einfluss nehmen. Er darf auch keine gerichtlichen Ent-
scheidungen andern.
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Es ist nicht Aufgabe des staatlichen Petitionsausschusses, das
Verschulden der Senatorin fir Finanzen oder des Vorstehers
des Finanzamtes zu untersuchen. Im Sinne einer strafrechtli-
chen Verantwortlichkeit ist dies Aufgabe der Staatsanwalt-
schaft und der Gerichte. Soweit das vom Petenten vermutete
Verschulden sich auf eine Amtspflichtverletzung erstrecken
sollte, ist der Mandant des Petenten gegebenenfalls auf den
Zivilrechtsweg zu verweisen.

L 19/201
Anderung diverser Bundesgesetze

Der Petent bittet die Freie Hansestadt Bremen im Rahmen von
sogenannten Bundesratsinitiativen Einfluss auf die Bundesge-
setzgebung zu nehmen. Uber das Gesetzesinitiativrecht des
Bundesrates sollen dabei Gesetzentwirfe beim Bundestag
eingebracht werden, die sich inhaltlich mit Anderungen des
MabBregelvollzugs, der Eintragung des MafBregelvollzugs ins
Strafregister, der Ahndung von Schwarzfahren als Ordnungs-
widrigkeit, das Unterstrafestellen von Schwarzarbeit, der Zu-
lassung von Rechtsanwadlten, der Schaffung einer gesetzlichen
Regelung zur Loschung von Daten, der Zulassung der Beru-
fung in allen strafrechtlichen Verfahren und der Schaffung ei-
nes eigenen unverjahrbaren Straftatbestandes fiir Folter
befassen.

Der staatliche Petitionsausschuss sieht keine Notwendigkeit
fur die vom Petenten begehrten Bundesratsinitiativen und in
diesem Zusammenhang angeregten Gesetzesanderungen.
Hinsichtlich verbotener Folterpraktiken gilt es dabei zu beach-
ten, dass diese bereits durch die bestehenden Strafrechtsvor-
schriften in ausreichender Weise sanktioniert werden. Ein-
schldagig sind hier insbesondere die Straftatbestande der Kor-
perverletzung im Amt (§ 340 Strafgesetzbuch) und der Aussa-
geerpressung (§ 343 Strafgesetzbuch).

L 19/206
Kopftuchverbot

Der Petent bittet darum, die sogenannten Neutralitatsgesetze
abzuschaffen. Sie seien nach einer Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts zum Kopftuchverbot nicht mehr verfas-
sungskonform.

Der staatliche Petitionsausschuss kann das Anliegen des Pe-
tenten nicht unterstitzen. Nach dem bremischen Schulgesetz
darf das dauBere Erscheinungsbild der Lehrkrafte und des be-
treuenden Personals in der Schule nicht dazu geeignet sein,
die religiosen und weltanschaulichen Empfindungen der
Schiilerinnen und Schiiler und der Erziehungsberechtigten zu
storen oder Spannungen, die den Schulfrieden durch Verlet-
zung der religiosen und weltanschaulichen Neutralitat gefahr-
den, in die Schule zu tragen. Danach sind religiose Be-
kundungen durch das auBere Erscheinungsbild und damit
auch durch das Tragen eines islamischen Kopftuches in den
bremischen Schulen grundsatzlich zulassig. Sie werden erst
dann unzuldssig, wenn der Schulfriede konkret gestort ist.
Dies ist einzelfallbezogen von der senatorischen Behorde zu
entscheiden. Damit entspricht das bremische Schulgesetz den
Anforderungen, die das Bundesverfassungsgericht auf-ge-
stellt hat.
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L 19/207
Anderung des Versicherungsvertragsgesetzes

Der Petent regt an, Bremen moge eine Bundesratsinitiative zur
Anderung des Versicherungsvertragsgesetzes ergreifen. Ziel
sei es, das auBlerordentliche Kiindigungsrecht der Versicherer
nach einem einmaligen Schadensfall auszuschliefen. Die jet-
zige Regelung diene nur dem Schutz der Versicherer und be-
nachteilige die Versicherungsnehmer.

Der staatliche Petitionsausschuss kann das Anliegen des Pe-
tenten nicht unterstutzen. Der Petent hat sich mit seinem An-
liegen auch an den Petitionsausschuss des Deutschen
Bundestages gewandt. Da das Versicherungsvertragsgesetz
ein Bundesgesetz ist, ist in erster Linie der Bundesgesetzgeber
fur das Anliegen des Petenten zustandig. Der staatliche Petiti-
onsausschuss sieht deshalb aktuell keinen Raum fiir die vom
Petenten gewlnschte Bundesratsinitiative.

L 19/208
VergrofBerung des Bundesverfassungsgerichts

Der Petent regt an, im Wege einer Bundesratsinitiative die
VergroBerung des Bundesverfassungsgerichts anzustreben. 16
Bundesverfassungsrichter seien fiir 80 Millionen Einwohner
unangemessen wenig. Das Bundesverfassungsgericht erfiille
deshalb seine gesetzlichen Aufgaben nicht. Das zeige sich da-
ran, dass iiber 90 % der Verfassungsbeschwerden wegen vom
Bundesverfassungsgericht ohne gesetzliche Grundlage defi-
nierter Uberzogener Anforderungen an die Zulassigkeit zu-
ruckgewiesen wurden.

Der staatliche Petitionsausschuss kann das Anliegen des Pe-
tenten nicht unterstiitzen. Der Petent hat sich in dieser Ange-
legenheit auch an den Petitionsausschuss des Deutschen
Bundestages gewandt. Da Anzahl und GroBle der Senate des
Bundes-verfassungsgerichts im Bundesverfassungsgerichts-
gesetz geregelt sind, ist in erster Linie der Bundesgesetzgeber
fur das Anliegen des Petenten zustandig. Der staatliche Petiti-
onsausschuss sieht deshalb aktuell keinen Raum fiir die vom
Petenten gewunschte Bundesratsinitiative.

Daruber hinaus teilt der staatliche Petitionsausschuss die Kri-
tik des Petenten an der Spruchpraxis des Bundesverfassungs-
gerichts nicht. Seiner Ansicht nach leistet das Bundesver-
fassungsgericht sehr gute Arbeit.

L 19/210
Zusammenfassung von Petitionen vor der Veroéffentlichung

Der Petent regt an, die Burgerschaft moge auf die Zusammen-
fassung von Petitionen vor der Veroffentlichung verzichten.
Viele Themen seien sehr speziell und deshalb sei es wichtig,
jeweils gesondert die Moglichkeit der Mitzeichnung zu geben.
Das willkiirliche Zusammenfassen unterschiedlicher Petitio-
nen zu einer gemeinsamen fiihre zu einer deutlich geringeren
Mitzeichnung. Da das Forum Daten digital vorhalte, spreche
nichts dagegen, die Petitionen so wie sie eingereicht wurden,
zu veroffentlichen.

Die Zusammenfassung von Petitionen vor der Veroffentli-
chung entspricht nicht der Verwaltungspraxis des Petitions-
ausschusses. In aller Regel werden die Petitionen so wie sie
eingegangen sind, auch veroffentlicht, wenn die weiteren Vo-
raussetzungen einer Veroffentlichung vorliegen.
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Anlass der vorliegenden Petition war ein Einzelfall, in dem
funf einzeln eingereichte Anregungen des Petenten zur Ge-
setzgebung vor der Veroffentlichung zusammengefasst wur-
den. Die einzelnen Anliegen wurden wortlich ibernommen
und damit die Aussagen des Petenten durch die Zusammen-
fassung nicht geschmalert. Der Grund dafur war, dass Anre-
gungen zur Gesetzgebung ohne weitere Befassung des
staatlichen Petitionsausschusses an die Fraktionen, Gruppen
und Einzelabgeordneten weitergeleitet werden.

L 19/211
S-Bahn-City-Tunnel

Der Petent regt an, einen S-Bahn-City-Tunnel zu schaffen, um
die Domsheide als Verkehrsmittelpunkt an das Regio-S-Bahn-
netz anzuschlieBen. So werde die Verbindung der Innenstadt
in die Region verbessert. Der staatliche Petitionsausschuss
kann das Anliegen des Petenten nicht unterstiitzen. Er sieht
die Notwendigkeit eines solchen S-Bahn-City-Tunnels nicht.
Die Domsheide ist fuBBlaufig vom Hauptbahnhof in etwa sieben
bis zehn Minuten erreichbar. Dartuber hinaus fahren diverse
Bus- und StraBenbahnlinien direkt vom Hauptbahnhof in die
Innenstadt. Damit ist die Innenstadt sehr gut an den regiona-
len Verkehr angebunden. Daruber hinaus erscheint ihm auch
das Kosten-Nutzen-Verhaltnis des vom Petenten vorgeschla-
genen Projekts hochst fraglich.

L 19/212
BuB- und Bettag

Der Petent regt an, den BuB3- und Bettag wieder als gesetzli-
chen Feiertag einzufuhren. Im Jahr 1995 wurde der BuB3- und
Bettag bundesweit als gesetzlicher Feiertag ersatzlos gestri-
chen. Nur Sachsen hat diesen Feiertag wieder eingefiihrt. In
Bremen wurde vor einiger Zeit tiber die Einfiihrung eines wei-
teren Feiertages diskutiert. Favorisiert wurde jedoch der Re-
formationstag am 31. Oktober. Hiergegen wandten sich die
Unternehmerverbdande. Insofern bleibt die weitere politische
Diskussion abzuwarten.

L 19/215
Erweiterung des OPNV

Der Petent regt an, das Regionalexpress- und Regio-S-Bahn-
System neu zu ordnen. Der Regionalexpress sollte weiter nach
Miunster sowie uber Hannover nach Braun-schweig und
Wolisburg fahren. Die Regio-S-Bahn sollte nach Diepholz wei-
tergefihrt werden mit einem Abzweig nach Eystrup. AuBler-
dem solle eine Direktverbindung nach Cuxhaven und
Worpswede geschaffen werden. Der staatliche Petitionsaus-
schuss kann das Anliegen des Petenten nicht unterstiitzen. Die
vom Petenten angeregten Erweiterungen des OPNV betreffen
das Gebiet der Lander Niedersachsen und Nordrhein-Westfa-
len. Deshalb kann sich der Petent gegebenenfalls dorthin
wen-den.

L 19/216
Biospharenreservat Flusslandschaft Weser

Der Petent regt an, Flusslandschaft Weser als UNESCO Bio-
sphdrenreservat anzumelden. Der staatliche Petitionsaus-
schuss kann das Anliegen des Petenten nicht unterstiitzen. Die
besonders schutzwirdigen Gebiete der Flusslandschaft Weser



unterliegen bereits einem wirksamen Schutz nach dem Natur-
schutzrecht. Weitergehender SchutzmaBnahmen bedarf es
nach Auffassung des staatlichen Petitionsausschusses nicht.

Der Ausschuss bittet, folgende Eingabe fiir erledigt zu erkldren:
Eingabe-Nr.: L 19/50

Gegenstand: Beschwerde iiber die Rechtsanwaltskammer und einen Mitar-
beiter des Senators fiir Justiz und Verfassung

Begriindung: Der Petent hat die Petition zurickgenommen.



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 19 / 1473
	Bericht des staatlichen Petitionsausschusses Nr. 25 vom 12. Januar 2018
	Der staatliche Petitionsausschuss hat am 12. Januar 2018 die nachstehend aufgeführten elf Eingaben abschließend beraten. Der Ausschuss bittet, die Bürgerschaft (Landtag) möge über die Petitionen wie empfohlen beschließen und die Vorlage dringlich beha...



